
Von Laura Rafetseder,
SLP Wien-Mitte

Pleiten, Pech und Pannen -
die Spaltung der FPÖ/BZÖ ist
nur ein weiterer Mosaikstein in
der katastrophalen Gesamtbi-
lanz seit 2000. Der tatsächlich
Hintergrund dieser neuer-
lichen Regierungskrise: Die Si-
tuation der ArbeitnehmerIn-
nen verschlechtert sich fast
täglich. Die Arbeiterkammer
schrieb unlängst:“Die Lage der
Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in Österreich steht
nach der Wende zum 21. Jahr-
hundert im Zeichen der Stag-
nation (…) Fühlbar ver-
schlechtert hat sich die Lage
der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer durch die mas-
sive Zunahme der Arbeitslo-
sigkeit bei stagnierender Be-
schäftigung (...) Grob ent-
täuscht wurden letztendlich
auch alle Hoffnungen auf Sei-
ten der Arbeitnehmer, die von
der groß angekündigten Steu-
erreform in der zweiten Legis-
laturperiode der ÖVP-FPÖ-
Regierung wenigstens eine ge-
wisse Korrektur der wirt-
schafts- und verteilungspoliti-

schen Orientierung erwartet
hatten.” (Arbeit & Wirtschaft
4/2004). Wir meinen: Es gäbe
wohl kaum einen besseren
Zeitpunkt, die Regierung zu
stürzen, als jetzt.

Welche Opposition?

Alles was SPÖ und Grüne
tun, ist sich Sorgen um den
EU-Vorsitz und Österreichs
Ansehen zu machen. Kritisiert
wird tatsächlich, dass die Re-
gierung handlungsunfähig ist
und Reformen nicht schnell
genug umsetzt! Abgesehen da-
von, dass sie sehr wohl weiter
munter spart und “reformiert”
(Dienstleistungsscheck, ÖBB
Umstrukturierung, Beschrän-
kung des Hochschulzugangs)
wäre eine totale Lähmung von
Schüssels Mannschaft, mo-
mentan wohl das Beste, was
den ArbeitnehmerInnen pas-
sieren kann. Eine Regierung,
die so gefesselt ist, dass sie kei-
nen Sozialabbau mehr umset-
zen kann – dazu bräuchte es
allerdings eine echte Opposi-
tion, die Druck erzeugt und
auf der Straße und den Betrie-
ben mobilisiert.

Vernichtendes Urteil für
SPÖ und Grüne

60 Prozent der Bevölkerung
sind der Meinung, SPÖ und
Grüne hätten die Regierungs-
krise nicht für sich nutzen
können. Warum verweisen
Schüssel und Co. gleichzeitig -
nicht ohne Erfolg - auf das
“rot”-grüne Schreckgespenst
in Deutschland? Weil davon
auszugehen ist, dass eine
SPÖ/Grüne Regierung bei uns
dasselbe tun würde wie dort:
Weiterkürzen und Sparen.
Zweifellos bereiten sich beide
Parteien momentan intensiv
auf eine künftige Regierungs-
beteiligung vor. Doch was das
heißt, liegt auf der Hand:
Wenn schwarz-blau-orange
jetzt von einer Streikbewegung
gestürzt wird, womöglich mit
der Forderung nach einer
Rücknahme der größten Kür-
zungen und Reformen der
letzten Jahre, wird jede künfti-
ge Regierung es schwerer mit
dem Sozialabbauen haben.
Was also bleibt - geht es nach
SPÖ und Grünen - ist die Hän-
de in den Schoß zu legen und
zu warten.

Was tut der ÖGB?

Schüssel & Co hängen sprich-
wörtlich am seidenen Faden.
Seit 2003 hat es eine Reihe von
Streiks gegeben, die die Regie-
rung ganz schön in Verlegen-
heit gebracht haben. Der ÖGB
müsste derzeit wohl nur “buh”
rufen (sprich: Streik) und die
Regierung würde wie ein Kar-
tenhaus in sich zusammenbre-
chen. Stattdessen schweigt die
Gewerkschaftsspitze gerade
jetzt seit Wochen völlig! Ver-
kehrsminister Gorbach hat tat-
sächlich mehr Sorgen wegen
seines Ausschlusses aus der
Vorarlberger FPÖ, als wegen
der Umstrukturierung der
ÖBB - da gibt's nämlich dank
der ÖGB Führung kaum noch
Widerstand. Warum folgt der
ÖGB seinem Kampfauftrag
nicht jetzt? Es gibt einen
Grund, warum der ÖGB nichts
tut: Weil er an die Sparlogik des
Kapitalismus und vor allem an
die SPÖ gebunden ist.

Wie können wir schwarz-
blau-orange loswerden?

Oder anders gefragt: Was wä-

re alles möglich, wenn die Re-
gierung von einer starken
Streikbewegung gestürzt wird?
Was wäre möglich, wenn es ei-
ne Alternative zum schwarz-
blau-rot-grün-orangen Ein-
heitsbrei in Form einer Partei
gäbe, die wirklich die Interes-
sen der ArbeitnehmerInnen
vertritt und nicht nur so tut?
Was wäre möglich, wenn der
ÖGB seinen Kampfauftrag
wiederentdecken und in die
Offensive gehen würde? Dass
die Regierung noch im Amt ist
dem Fehlen einer politischen
Alternative zu den bestehen-
den Parlamentsparteien und
der gelähmten ÖGB-Spitze zu
schulden. Damit eventuelle
Neuwahlen eine wirkliche Ver-
änderung bringen würden, ist
der Aufbau einer neuen Partei
für ArbeitnehmerInnen, Ar-
beitslose und Jugendliche nö-
tig. Eine solche Partei müsste
letztlich mit der Logik des ka-
pitalistischen Systems brechen,
um nicht Sachzwangpolitik
betreiben zu müssen. Erst
dann müssten Schüssel, Hai-
der und Co. - und andere Sozi-
alräuber - wirklich um ihre
Ämter zittern.
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Österreich 

Salzburg: Olympia statt
Kampf gegen HLI

Die SPÖ lässt einen konse-
quenten Kampf gegen radikale
AbtreibungsgegnerInnen ver-
missen. Stattdessen werden
Pläne zu einer neuerlichen
Bewerbung für Olympia 2014
geschmiedet. Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

ÖBB: Betriebsrats-
wahlen im Juni

Im Juni werden die Beschäf-
tigten der ÖBB die Möglichkeit
haben, ihrem Unmut über
Unternehmens- und Gewerk-
schaftsführung Ausdruck zu
verleihen. Seite 3

Schwerpunkt 

BZÖ/FPÖ: Was bedeutet
die Spaltung der FPÖ? 

Was steckt hinter dem
Zusammenbruch der FPÖ?
Welche Perspektiven haben
BZÖ und FPÖ? Und was
bedeutet die Neuformierung
für die extreme Rechte in
Österreich? Seiten 4/5

Internationales

Kampf gegen Papier-
Multi in der Slowakei

Der Österreich-Ableger des
Papierkonzerns Mondi (ehem.
Neusiedler) geht weiterhin
gegen seine slowakischen
Beschäftigten vor.

Seite 7

Widerstand Solidarität Sozialismus Zeitung der Sozialistischen LinksPartei [SLP] erscheint seit 1983 Nummer 146 Mai 2005 Preis: EUR 0,80 Solidaritätspreis: EUR 2,00

Nur winzige Minderheit unterstützt Fortsetzung der Regierung.
Warum ist dieses Horrorkabinett noch am Ruder?
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Der 1. Mai 
ist modern!

von Sonja Grusch

Modern ist ein
schönes Wort, mo-
dern will eigentlich
jedeR sein. Wie
schaut nun der/die
“moderne” Be-

schäftigte aus? 100% flexibel,
immer gesund, niedrige Ar-
beitskosten (natürlich ohne
Zuschläge), mit allem einver-
standen und dankbar für die
Güte des Chefs/der Chefin ei-
nen Arbeitsplatz zur Verfügung
zu stellen. Diese Vorstellung
der Unternehmen über “ihre”
ArbeiterInnen ist nicht mo-
dern und hat sich in den letzten
119 Jahren nicht geändert.
Hätten sich die KollegInnen
allerdings damals an diese Lo-
gik des Kapitals gehalten - der
erste Mai wäre weder zum
Feiertag geworden, noch hätte
jemals der 8-Stundentag
durchgesetzt werden können.

2005 ist dieser 8-Stunden-Tag
nur mehr für eine Minderheit
aktuell - es wird wieder länger
gearbeitet, oder flexibel (z.B.
mehrstündigen Pausen dazwi-
schen) oder Teilzeit (bei der das
Einkommen so niedrig ist, dass
es zum Leben nicht reicht). Na-
türlich hat sich in den letzten
119 Jahren auch viel verändert
- die ArbeiterInnenbewegung
hat soziale, demokratische und
gewerkschaftliche Rechte er-
kämpft. Aber ALLE diese Rech-
te sind heute unter Beschuss.
Die Industriellenvereinigung
will den 12-Stunden-Tag und
die Wirtschaftskammer Kollek-
tivverträge durch Einzelverträge
ersetzen.

Heute ist der 1. Mai teilweise
zu einem Ritual verkommen.
Aber es gibt nicht nur die neo-
liberalen Parteibonzen der
SPÖ und die Spitzenverdiene-
rInnen des ÖGB, die abgeho-
ben von der Basis auf einer Tri-
büne sitzen und mit ihren klei-
nen roten Tüchlein winken.
Für Millionen Menschen welt-
weit ist der 1. Mai ein Kampf-
tag wie er es in seinen Anfän-
gen war, ein Tag um internatio-
nale Solidarität und Eintreten
für ArbeitnehmerInnenrechte
zu demonstrieren. Wir erinne-
ren uns, dass es nicht nur am 1.
Mai 1890 in Österreich einen
Generalstreik gab, sondern
auch 2003 einen solchen: Ge-
gen den Pensionsraub der le-
diglich von der Gewerkschafts-
spitze zu früh beendet wurde.

Und noch eine Parallele zu
den frühen Maidemonstratio-
nen gibt es heute: Die ersten
Maifeiern standen am Beginn
eines Wiederaufschwungs der
ArbeiterInnenbewegung und
ihres Durchbruchs zu Masse-
norganisationen in den 1890er
Jahren. Auch heute fehlen -
noch - starke, unabhängige
und sozialistische ArbeiterIn-
nenparteien. Angesichts wach-
sender Unzufriedenheit und
Kapitalismuskritik wären diese
- wieder - hochmodern.

D e r  S t a n d p u n k t

von Michael Gehmacher,
Betriebsrat im Sozialberreich

Mit der Basisinitiative “Un-
sere Arbeit ist mehr Geld
wert” wollen Hauskranken-
pflegerInnen, HeimhelferIn-
nen und BetreuerInnen eine
Verbesserung ihrer Arbeitssi-
tuation erreichen.

Die Einführung eines neuen
Kollektivvertrages (“BAGS”),
die Ausgliederung der Verant-
wortung für die Betreuung
und Pflege zuhause an den
Fonds Soziales Wien und die
allgemeinen  Missstände ha-
ben bei vielen Beschäftigten
Debatten über den Stellen-
wert ihres Berufes ausgelöst.

Verdienst – Arbeitszeit –
Berufsbild

Forderungen zu diesen drei
Schwerpunkten sollen die Ar-
beitssituation verbessern. Au-
ßerdem spricht sich die Initi-
ative für ein  offensives Vorge-
hen gegen die “Bolkestein-
Richtlinie” aus. Vor allem
Heimhilfen, aber auch Kran-
kenpflegerInnen haben ein
sehr niedriges Einkommen,
und arbeiten in der Realität

oft weit mehr als 40 Stunden
in der Woche, oft mit Teilzeit-
verträgen. Der neue “BAGS”-
Kollektivvertrag bringt hier,
vor allem in Wien, für viele
“Netto” keine Verbesserung.
Viele Beschäftigte sehen darin
insgesamt eine negative Ent-
wicklung: “Niedrige Kollekti-
verträge heißt niedrige Ein-
kommen, niedrige Einkom-
men heißt wieder leere und
verschuldete Krankenkassen,
leere Pensionskassen, wenig
Geld fürs AMS usw. und dann
kommen die Politiker  und
erzählen uns, dass die Kassen
leer sind und wir einsparen
müssen” meint Elisabeth, eine
der InitiatorInnen der Initia-
tive. “Die Menschen werden
ausgepresst und das Kapital
wird immer reicher, aber wer
soll die Politikerlügen noch
glauben, man sollte uns nicht
für blöd halten”, bringt sie die
Stimmung von vielen auf den
Punkt.

Erhöhung um 
200 Euro gefordert

Neben der kräftigen Erhö-
hung der Gehaltstafel des
BAGS-KVs, der Erschwernis-

zulage, Bezahlung der Wegzei-
ten und Anerkennung des Be-
rufsbildes, fordert die Initiati-
ve u.a. die Abschaffung der
“geteilten Dienste”. Denn vie-
le müssen einen Teil ihrer Pa-
tientInnen in der Früh und
am Vormittag und den ande-
ren Teil am späten Nachmit-
tag und Abend besuchen, da-
mit wird die Arbeitsbelastung
über den ganzen Tag verteilt
und es bleibt kaum echte Frei-
zeit über. Die Initiative “unse-
re Arbeit ist mehr Geld wert”
ist erfrischend anders. Sie
unterscheidet sich von vielen
anderen gewerkschaftlichen
Initiativen dadurch, dass sich
die Höhe der Forderungen an
den Bedürfnisse der Betroffen
und nicht an der – von der Ge-
werkschaftsspitze eingeschätz-
ten – “Machbarkeit” orien-
tiert. Gefordert wird “nur”,
was notwendig ist!  

Dienstag, 3. Mai, Wien

Diskussion: “Widerstand im
Sozialbereich in Wien”
19 Uhr, Café Sperlhof,
Große Sperlg. 41, 1020 Wien

“Unsere Arbeit ist mehr Geld wert”
Beschäftigte im Wiener Pflegedienst starten Initiative für mehr Geld.

von Jan Rybak 
SLP Salzburg

Seit Anfang April besteht
endlich die Möglichkeit, im
Salzburger Landeskranken-
haus Schwangerschaftsabbrü-
che durchzuführen. Doch je-
den Samstag müssen extra
ÄrztInnen aus Wien zur
Unterstützung jener gemobb-
ten Salzburger ÄrztInnen, die
Abbrüche durchführen, ge-
holt werden.

Aktiv für Frauenrechte

Am ersten Samstag im April
demonstrierten die Funda-
mentalisten von Human Life
International (HLI) und Ju-
gend für das Leben (JfdL) ge-
gen das Recht auf Abtreibung.
Vor dem LKH leisteten Aktivi-
stInnen von SWI und Mitglie-
der der SLP Widerstand. Wir
wollen sowohl den radikalen
AbtreibungsgegnerInnen zei-
gen, dass ihre frauenfeindliche
Propaganda nicht unbeant-
wortet bleibt, als auch betrof-
fenen Frauen und ÄrztInnen
demonstrieren, dass sie unter-
stützt werden.

Salzburger 
SPÖ-Jugend tut nichts!

Die SPÖ, hat zwar – nach
Jahrzehnten in der Landesre-
gierung längst überfällig –
endlich auch in Salzburg die
Voraussetzungen dafür ge-
schaffen, dass Frauen, die ei-
nen Schwangerschaftsab-

bruch vornehmen lassen wol-
len, nicht mehr nach Wien
fahren müssen. Sie tut aber
nichts gegen jene katholischen
FundamentalistInnen, die
Frauen und ÄrztInnen massiv
behindern. Auch die Salzbur-
ger Jusos beteiligten sich nicht
an Aktionen mit dem Vor-
wand, wenn man/frau gegen
die radikalen Abtreibungsgeg-
nerInnen demonstrieren wür-
de, “würden wir ‚Jugend für
das Leben' nur ein Feindbild
geben”. Die Argumentation
geht genau in Richtung SPÖ-
Politik, welche vor allem ihre
Koalition mit der ÖVP auf
Landesebene nicht gefährden
will. Tatsächlich lässt eine So-
zialdemokratie, die behaup-
tet, Demonstrationen für das
Selbstbestimmungsrecht der
Frauen “würden nur die Fron-
ten verhärten” die Frauen im

Stich. Dass es wenig Sinn
macht, auf die Versprechun-
gen der heutigen Sozialdemo-
kratie zu vertrauen, beweist
unter anderen die Situation in
Wien. Trotz vollmundiger An-
kündigungen der Rathaus-
SPÖ, werden dort nach wie
vor täglich Frauen von katho-
lischen FundamentalistInnen
vor der Klinik am Fleisch-
markt belästigt.

Olympiabewerbung 2014

Nachdem sich die Stadt Salz-
burg schon vor drei Jahren er-
folglos um die Austragung der
olympischen Winterspiele
2010 beworben hat, starten
SPÖ, ÖVP, Wirtschaftskam-
mer und Co. zur Zeit einen er-
neuten Versuch. Die SPÖ ist
federführend in der Bewer-
bung für die olympischen

Spiele 2014 als die angeblich
größte Zukunftschance für
Stadt und Land Salzburg. Die
SPÖ, die in Salzburg mit
Burgstaller und Schaden so-
wohl die Landeshauptfrau als
auch den Bürgermeister der
Landeshauptstadt stellt,
unterstützt mit der Bewer-
bung eindeutig die Interessen
der großen Bauunternehmer
und der Tourismuswirtschaft,
und stellt sich gegen die “ein-
fache” Bevölkerung. Olympi-
sche Winterspiele würden in
Salzburg voraussichtlich keine
nachhaltigen Verbesserungen
bringen. Im Gegenteil: allein
die Bewerbung für 2010 – ob-
wohl nicht Salzburg, sondern
Bern den Zuschlag bekam –
kostete die Stadt über 7 Mio.
Euro Steuergelder. Während
für olympische Spiele neue
Skipisten angelegt werden

müssten, die die Natur zerstö-
ren, und Eisstadien gebaut
werden, die nach den Spielen
viel zu groß für eine sinnvolle
Nutzung wären, wird am Brei-
tensport, im Bildungs- und
Kulturbereich weiterhin rück-
sichtslos eingespart. Außer-
dem müsste die Stadt für den
Fall, dass sie den Zuschlag für
Olympia 2014 erhält, einen
sog. “Host-City-Vertrag” ab-
schließen, der sie verpflichten
würde nach den Spielen das
Defizit aus Steuergeldern zu
bezahlen. In Lillehamme 1994
kostete der Spaß eine halbe
Mrd. Euro.

Bei der (rechtlich nicht bin-
denden) Volksbefragung von
3. bis 9. April, sprachen sich
60,53 % der Stadt-Salzburger-
Innen deutlich gegen eine Be-
werbung aus! Die Reaktion
der SPÖ: man wolle “die Tür
zu Olympia nicht zuschlagen”
– vereinfacht ausgedrückt:
Der Landes- und Stadtregie-
rung ist es vollkommen egal,
dass die Mehrheit der Salzbur-
ger ArbeiterInnenklasse kein
Interesse an solchen Prestige-
projekten in Zeiten des Sozial-
abbaus und der Kürzungspo-
litik hat. Die Gesamtbilanz
zeigt jedenfalls, dass auch in
Salzburg die SPÖ keineswegs
die eine oder andere Hoff-
nung, die es in den “frischen
Wind” nach dem Machtwech-
sel im Vorjahr gegeben hat, er-
füllt. Die SLP meint: An der
Zeit für eine sozialistische Al-
ternative ist es auch in Salz-
burg!

Großkoalitionärer 

Eiertanz in Salzburg
Keine Maßnahmen gegen radikale AbtreibungsgegnerInnen und Wahnsinnsprojekt Olympia
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T E R M I N

Seit einem Jahr tut sich einiges im Sozialbereich: Men-
schen, die im Pflege- und Sozialbereich arbeiten, kämp-

fen aktiv gegen Ausgliederung und Privatisierung sowie ge-
gen Kürzungen im Sozialbereich. Ein wichtiger Anlass war
die Ausgliederung der MA 12 und der MA 47 in den Fonds
Soziales Wien (FSW).

Warum sind wir gegen den FSW?

Mit dieser Ausgliederung ist nunmehr eine private Firma
(im Auftrag der Gemeinde Wien) für den Sozialbereich zu-
ständig. Sozialvereine mit insgesamt mehr als 15.000 Be-
schäftigten aus Pflege, Sozialarbeit, Behindertenarbeit usw.
müssen mit dem FSW über ihre Budgets verhandeln.

u Bis heute gibt es vom FSW keine Zusicherung einer 
angemessenen Finanzierung der Löhne und Gehälter
(Kollektivverträge, Betriebsvereinbarungen).

u Für viele Menschen, die in Wien Sozialleistungen in
Anspruch nehmen, bedeutet der FSW vor allem 
Rechtsunsicherheit.

uMit dieser Ausgliederung des Sozialbereichs gibt die
Gemeinde Wien die politische Verantwortung für 
kommende Kürzungen ab.

Die soziale Situation in der Stadt wird sich verschärfen.
Die Anzahl der Menschen mit Pflegebedarf, Behinderung

usw. steigt. Die Offensive der Unternehmer und der Bun-
desregierung gegen die sozialen Rechte der Arbeitnehmer-
Innen und der Arbeitslosen bringt (vor allem in Wien)
mehr Menschen ohne Arbeit, Wohnung usw. Die Stadtre-
gierung wird auf diesen Trend mit Einsparungen reagieren.
Auch die Löhne, Gehälter und Qualitätsstandards der Be-
schäftigten im Sozialbereich geraten dadurch unter Druck.
Außerdem kürzt die Gemeinde Sozialleistungen.

Gemeinsam gegen den Wiener Sozialabbau … 

uDurch die Politik der Bundesregierung und die 
Angriffe der Wirtschaft steigen Arbeitslosigkeit und 
Armut. Gleichzeitig kürzt die Gemeinde Wien 
die Sozialhilfe.

uKosten für Strom, Gas und Mieten in 
Gemeindebauwohnungen steigen enorm.

uWährend ein Ausbau moderner Sozialeinrichtungen
notwendig wäre, wird im Gemeindebereich gekürzt
und gespart. Erfolgreiche Projekte werden geschlossen
oder stark eingeschränkt (z.B. Echo, das 
Drogentherapieprojekt “Change”, Verschlechterungen
bei der MA11, etwa durch die Auflösung der MAF )

Wer heute im Sozialbereich arbeitet, ist gut beraten, ge-
meinsam mit anderen Bereichen Widerstand gegen diese
Entwicklung zu leisten! 

Ein Jahr Widerstand 
im Wiener Sozialbereich
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Kundgebung der SLP gegen die radikalen Abtreibungsgegener in Salzburg.



von Franz Breier jun,
SLP Wien-Mitte

Seit 11. April ist es fix: Am 7.,
8. und 9. Juni 2005 finden im
gesamten Konzern der “ÖBB-
Holding AG” die ersten Be-
triebsratswahlen statt. Diese
beinhalten trotz der verheeren-
den Auswirkungen von Zer-
schlagung und Dienstrechtsän-
derungen eine Chance.

Klagen gegen falsche 
Lohnabrechnungen

In der letzten Ausgabe des
VORWÄRTS berichteten wir
von der teils katastrophalen
Stimmungslage bei den Be-
schäftigten und dem Chaos bei
den Lohnabrechnungen. Diese
Situation hat sich leider nicht
gebessert. Es wurde eine Reihe
von Klagen gegen falsche Loh-
nabrechnungen eingereicht.
Der Gesamt-Streitwert liegt
laut einer APA-Presseaussen-
dung vom 4. April bereits bei
15 Mio. Euro. Vor allem Über-
stunden und Zulagen werden
oft “weggelassen”, was zu Aus-
fällen von Hunderten Euro pro
Monat führen kann.

Gewerkschafts-Vorsitzender
Haberzettl wirft dem Manage-
ment zurecht “fahrlässiges
Handeln” vor. Gleichzeitig ver-

schweigt er die eigene Verant-
wortung der Gewerkschafts-
führung für dieses Chaos. Die
Durchsetzung der neuen Ar-
beitszeiten und die gesamte
Zerschlagung der Eisenbahn
wären durch einen entschlos-
senen Kampf zu stoppen gewe-
sen. Der unvermittelte Streik-
abbruch 2003 ging völlig am
Willen der Belegschaft vorbei
und spielte den Ball zu Regie-
rung und Management weiter.
Die zogen ihr Abbau-Pro-
gramm voll durch. Das trauri-
ge Ergebnis liegt jetzt am
Tisch. Die KollegInnen und die
Fahrgäste müssen es ausbaden.

Abwanderung weg 
von der FSE-Fraktion

Dass das von vielen Eisen-
bahnerInnen so gesehen wird,
zeigt eine Abwanderungs-Wel-
le weg von der dominierenden
SPÖ-Fraktion FSE. Ein Bei-
spiel dafür ist die Gründung
der “Unabhängigen Lokfüh-
rer” (ULV) im April in Salz-
burg. Diese sind ein Teil der
Grünen und Unabhängigen
EisenbahnerInnen (GUG). Die
Forderungen der ULV umfas-
sen Themen wie bessere Ur-
laubsplanung sowie Planung
der Nachtschichten. Viele ehe-
malige FSE-Mitglieder wech-

seln, und für die Betriebsrats-
Wahlen werden große Umwäl-
zungen vorhergesagt.

Weitere Kandidaturen von
kämpferischen und unabhän-
gigen KollegInnen im Bereich
des Turnus-Dienstes (Arbeit
an den Strecken und außer-
halb der Verwaltung) sind in
Vorbereitung. Dabei fällt ein
besonderes Problem auf: Viele
EisenbahnerInnen, die mitun-
ter wütend aus der Gewerk-
schaft ausgetreten sind, sehen
die BR-Wahlen als Sache der
Gewerkschaftsführung an und
nicht als Chance für Alternati-
ven von unten zur Verände-
rung – auch der Gewerkschaf-
ten.

Bis Mitte Mai müssen die
Kandidaturen bekannt gege-
ben werden. Als eine wichtige
Forderung zeichnet sich ab, ge-
gen den Personalabbau und
für die Wiederaufnahme von
Beschäftigten einzutreten (lo-
gisch bei bis zu 6 Mio. Über-
stunden pro Jahr).VORWÄRTS
wird berichten.

Freitag, 6. Mai, Linz

Diskussion: “Arbeitszeit: Ver-
kürzen oder ausdehnen?”
19 Uhr, Alte Welt, im Keller
Hauptplatz 4, Linz
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Chance für kämpferische Alternativen
Eisenbahn: Betriebsratswahlen im Juni fix

von Sonja Grusch,
SLP Wien-Nord

In entscheidenden Ausein-
andersetzungen der letzten
Jahre hat sich der ÖGB vor al-
lem auf die Gerichte verlassen:
Statt (weiter) zu kämpfen
wurde die Auseinanderset-
zung mit den Pensionsrefor-
men, mit den Angriffen auf
den Hauptverband der Sozial-
versicherungsträger, dem Ein-
griff in Verträge bei der Bank
Austria (...) auf die Ebene der
Justiz verlegt. Das Ergebnis
dieser Strategie sieht für die
Beschäftigen zuweilen kat-
astrophal aus:“Aber gut, das ist
ein Höchstgerichtsurteil und
die Gewerkschaft der Eisen-
bahner ist so weit, ein Verfas-
sungsgerichtshofurteil auch
als Höchstgerichtsurteil anzu-
erkennen. Das muss man zur
Kenntnis nehmen.” (Eisen-
bahner-Zentralsekretär und
FSE-Vorsitzender Bacher nach
dem Scheitern einer Klage ge-
gen das Pensionsgesetz 2001).

Veloce: Die Energie 
der Belegschaft 

wurde nicht genutzt

Die FahrerInnen des Boten-
dienstes Veloce hatten 2004
gestreikt und als Folge einen
Betriebsrat gewählt. Dieser
wurde vom Geschäftsführer
geklagt, da es sich bei den Fah-
rerInnen um freie Dienstneh-
merInnen handelt. Die GPA

schien anfangs froh, endlich
freie DienstnehmerInnen ge-
funden zu haben mit denen
sie in einem Präzedenzfall das
Recht freier DienstnehmerIn-
nen auf einen Betriebsrat vor
Gericht durchsetzen konnte.
Was dann in der GPA geschah,
ist unklar. Die Veloce Be-
triebsräte wurden jedenfalls
nicht wirklich eingebunden.
Es wurde nicht mit ihnen ge-
meinsam eine Strategie erar-
beitet, sondern über ihre Köp-
fe hinweg agiert. Eine politi-
sche Kampagne der Gewerk-
schaft für dieses Recht von
freier DienstnehmerInnen
gibt es nicht.

Als Ergebnis ist ein Vergleich
wahrscheinlich: es soll eine
FahrerInnenvertretung geben
mit der der Geschäftsführer
einmal pro Monat spricht.
Diese ist aber kein Betriebsrat
und hat daher auch keine

Rechte. “Mit der Strategie war
nicht mehr drin”meint Fortu-
na (noch Betriebsrat bei Velo-
ce). Das Verfahren selbst wur-
de um die falschen (und ande-
re als ursprünglich fixierten)
Punkte geführt. Nämlich
nicht um das Recht freier
DienstnehmerInnen auf ei-
nen Betriebsrat, sondern da-
rum, ob die FahrerInnen freie
DienstnehmerInnen sind.“Nö-
tig wäre es nicht zu zeigen,
dass wir keine Freie Dienst-
nehmerInnen sind, sondern
dass wir eine Vertretung
braucht” erklärt Fortuna, “das
gehört nicht nur vor Gericht,
das muss öffentlich gemacht
und diskutiert werden.”

Recht muss 
erkämpft werden

Seit seiner Gründung vor 60
Jahren agiert der ÖGB “staats-

tragend” und vertraut auf
“Rechtstaatlichkeit”. Was ist
der Staat? Ein neutrales Gebil-
de, das “für alle Staatsbürger-
Innen” da ist? Nein. Der Staat
ist ein Herrschaftsinstrument
einer Klasse über eine andere.
Z.B. ist der Schutz des Privat-
eigentums (nicht die eigene
Zahnbürste, sondern Groß-
grundbesitz und Unterneh-
men) ein zentrales Recht in
bürgerlichen (=kapitalisti-
schen) Staaten. Ein – tatsäch-
lich anwendbares – Recht auf
ein gesichertes Einkommen
und soziale Absicherung gibt
es nicht. Der Staat stellt also
das Recht weniger (Kapitalist-
Innen) über das Recht der
Mehrheit der Bevölkerung.
Trotzdem hat die ArbeiterIn-
nenbewegung Verbesserun-
gen, wie die gesetzliche Ar-
beitszeitverkürzungen, Schutz-
bestimmungen etc. erkämpft.

Nicht indem sie auf “objekti-
ve” Gerichte gehofft, sondern
in dem sie für diese Rechte de-
monstriert und gestreikt hat.
Das jeweils herrschende Recht
spiegelt immer das Kräftever-
hältnis in der Gesellschaft
wieder. Je stärker und offensi-
ver die ArbeiterInnenbewe-
gung, umso besser steht sie auf
gesetztlicher Ebene da.

Auf der Strasse 
und im Gerichtssaal

Natürlich müssen Arbeiter-
Innenrechte auch vor Gericht
verteidigt werden. Notwendig
ist aber die politische und
kämpferische Vertretung mit
den Betroffenen gemeinsam.
Im Fall Veloce hätte das be-
deutet, dass ein politischer
Prozess geführt wird mit ei-
nem Anwalt, dem es um poli-
tisches, nicht um geschriebe-
nes Recht geht. Ein solcher
Prozess muss Teil einer politi-
schen Kampagne sein. Freie
DienstnehmerInnen aus ver-
schiedenen Bereichen müssen
eingebunden werden. Das
Recht auf betriebliche Vertre-
tung muss laut und öffentlich
gefordert werden. Die Ge-
werkschaften müssen Solida-
rität und Veranstaltungen, De-
monstrationen sowie Streiks
organisieren. Mit dieser Stra-
tegie können die Veloce-Fah-
rerInnen ihr politisches Recht
durchsetzen - auch wenn es
nirgends geschrieben steht.

Glaubt der ÖGB noch an den Weihnachtsmann?
Umfassender Rechtsschutz durch Gewerkschaften ist wichtig,

aber kein Ersatz für eine Kampfstrategie

Volle Solidarität mit
Robert Hobek!

Während FSG und FCG
nichts gegen der Zerschla-
gungskurs von Postmanage-
ment und  Bunderegierung
unternehmen, versucht der
GLB-Post Widerstand zu orga-
nisieren. An der Spitze Robert
Hobek Betriebsratsvorsitzen-
der am Postamt 1230 (Liesing).
Für seinen Kampf gegen die
Zerschlagung und den Einsatz
für die mehr als 250 KollegIn-
nen des PA 1230 wir er nun mit
einem Disziplinarverfahren
“belohnt”. Drei Kläger, die
Österreichische Post AG,
Österreichische Post AG Perso-
nalamt Wien und - last but not
least - die Disziplinarkommi-
sion beim Bundesministerium
für Finanzen, werfen ihm vor
seine Kompetenzen als Perso-
nalvertreter überschritten zu
haben und wollen ihn mit einer
Klage beim Arbeits- und Sozi-
algericht maßregeln. Die SLP
steht voll hinter Robert Hobek!
Wir schlagen dem GLB vor
rund um das Gerichtsverfah-
ren eine Solidaritätskampagne
zu organisieren. Jetzt ist es
wichtig die Machenschaften
des Postmanagements aufzu-
zeigen und gegen die Ein-
schränkung gewerkschaftlicher
Rechte aktiv zu werden. Der er-
ste Verhandlungstermin findet
am 9.5. am Wiener Arbeits-
und Sozialgericht statt. VOR-
WÄRTS wird weiter berichten.

Unternehmerparadies
Österreich?

In einer Studie der Wirt-
schaftskammer, bezifferte diese
die Nettoentlastung der Unter-
nehmen durch die Regierung
zwischen 2001 und 2005 auf
fünf Milliarden Euro. In Öster-
reich gibt es lange Jahresar-
beitszeiten (1.750 Stunden,
Deutschland 1.586), niedrige
Ertragssteuern (Österreich 25
%, Deutschland 38,7 %) und
Lohnstückkosten (Produkti-
vität in Relation zu Lohnko-
sten), auf niedrigerem Niveau
als in Ungarn oder Polen.

Wer bezahlt 
unsere Steuern?

Der ehemalige Direktor der
Österreichischen National-
bank  Thomas Lachs   rechnet
vor: “Um so kleiner der Anteil
der direkten Steuern am ge-
samten Steueraufkommen, um
so größer der Anteil an indirek-
ten Steuern (Anm.: z.B. MWSt.)
um so weniger sozial gerecht ist
das Steuersystem. Hier schnei-
det Österreich besonders
schlecht ab. Bei uns machen die
indirekten Steuern über 30 %
der Steuereinnahmen aus.”
Zum Vergleich: In den Nieder-
landen, Belgien, Deutschland,
Frankreich  sind es knapp 26
%, in  den USA nur 17%. Der
Anteil der Lohnsteuern am
Steueraufkommen stieg dar-
überhinaus in den letzten 30
Jahren von 18% auf 30%. (Ar-
beit und Wirtschaft 2/2005).

Ihr da oben, …

… wir hier unten!

T E R M I N

Die SLP auf Solidaritäts-
besuch beim Streik der

EisenbahnerInnen 2003.
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von John Evers, SLP Wien-Nord

“Das BZÖ ist die letzte Chance” (BZÖ-Vize-
Chefin Heike Trammer, 19.4.2005).Tatsächlich
hält Haider selbst in einer OGM-Unfrage beim
Rekordwert von minus (!) 69 Prozent –  er ist in-
zwischen der mit Abstand unbeliebteste Spit-
zenpolitiker des Landes. Die SLP stellt dazu in
einer aktuellen Stellungnahme fest “Zu ihrem
Höhepunkt hat die FPÖ 27 % erreicht, vor Hai-
der mit einer Ausrichtung auf das deutschnatio-
nale Lager 4-6%. Nach einem letzten Test be-
züglich der Kräfteverhältnisse in der FPÖ ange-
sichts der Abstimmung über den Ausschluss
Mölzers hat sich Haider für die Trennung ent-
schieden. Haiders Vorstellung ist folgende: er
überlässt Strache&Co mit der FPÖ diese 4-6%
und holt sich die restlichen 21-23%. Diese Rech-
nung wird nicht aufgehen.”

Eine katastrophale Bilanz

Den Auslöser der Spaltung der FPÖ stellt zwei-
fellos ihre katastrophale Performance in der Re-
gierung dar. Das Kabinett Schüssel I war 2002
am Rücktritt der gesamten freiheitlichen Füh-
rungsriege zerbrochen. Auch die letzten sieben
Regierungsumbildungen in nur zwei Jahren
(Kabinett Schüssel II, seit Februar 2003 im Amt)
gingen - mit der prominenten Ausnahme Ernst
Strassers - praktisch ausschließlich auf das Kon-
to der Freiheitlichen. Unprofessionalität - vor
allem gegenüber einer sehr machtbewussten
ÖVP-  bzw. allzu offensichtliche Korruption
sorgte für Unmut und zuweilen nur mehr Kopf-
schütteln. Letzte Meldung: Wie erst jetzt be-
kannt wurde erhielt der Ex-Mandatar Gaugg
angeblich für sein Verschwinden von der politi-
schen Bühne, 200.000 Euro Riess-Passer und
Karl Schweitzer zugesichert, die er nun einkla-
gen möchte (Standard, 20.4.2005). Bereits 2001
meinte die SLP, dass die FPÖ zum eigentlichen
Schwachpunkt des Wendeprojekts mutiert ist.
Der Sinkflug der Freiheitlichen hat allerdings ei-
nen handfesten Hintergrund: Der hemmungs-
lose Populismus der Haider-Ära wurde vor al-
lem durch die neoliberale Regierungspraxis
schnell entzaubert.

Verzweifelter Befreiungsschlag alt:
Knittelfeld

Die FPÖ gilt heute als normale “Altpartei” - als
Partei der Nehmer, der gebrochenen Verspre-
chen, der Kürzungs- und Sozialabbaupolitik.
Die Schnelligkeit mit der ihr Absturz erfolgte,
die binnen weniger Monate wieder zusammen-
geschmolzenen Mandate und öffentlichen Äm-
ter, sorgten seit ihrem Regierungseintritt, für
die permanenten inneren Spannungen, Spal-
tungen, Personalrochaden und nicht zuletzt die
immer neuen Kapriolen des Kärntner Landes-
hauptmannes. Haiders eigene Positionierung
seit 2000 drückt diese innere Zerissenheit gut
aus: In der ersten Phase versuchte er die Ar-
beitsteilung als zwischenrufende Opposition
zur eigenen Regierung. Nach den permanenten
Niederlagen für die siegesgewohnte Partei, er-
folgten “Klub Jörg”-Gründung und “Knittel-
feld”. Es war der erste Versuch eines Befreiungs-
schlages, einer Neupositionierung, damals
gegenüber dem freiheitlichen “Kuschelkurs” in

der Regierung und just mit jener “Basis”von der
er sich jetzt trennte. Der Zusammenbruch bei
den Nationalratswahlen 2002 (die FPÖ sackte
auf ein gutes Drittel ihrer Stärke von 1999 ab),
ließen den Verbleib in der Regierung gegenüber
der relativen politischen Bedeutungslosigkeit
als 10% Oppositionspartei, alternativlos er-
scheinen. Doch statt einer erhofften Konsoli-
dierung kam 2003 die größte Streikwelle in der
Nachkriegsgeschichte. Für die Regierung setzte
es Niederlage um Niederlage; weiterhin erwies
sich die FPÖ als hauptsächlicher “Nettozahler”
für den allgemeinen Unmut. Wichtige Ausnah-
me war lediglich die Kärntner Landstagswahl
2004: Hier versank die ÖVP im Sumpf, während
Haider mit Unterstützung der SPÖ (die vorher
schon seinen Wahlsieg zu verantworten hatte),
erneut Landeshauptmann wurde.

Verzweifelter Befreiungsschlag neu:
BZÖ 

“weg von starren ideologischen Konventio-
nen, schwerfälligen Strukturen und korsettarti-
gen Parteiapparaten, abseits von kurzsichtiger

Interessenpolitik, von gruppendynamischem
Destruktivismus und der Kapitulation vor glo-
balen Herausforderungen” (aus der BZÖ-Prä-
ambel).

Die Neupositionierung als inhalts- und ideo-
logielose “Antipartei” BZÖ, war nun der zweite
Versuch eines verzweifelten Befreiungsschlages;
diesmal ohne, bzw. gegen die (FPÖ) - “Basis”.
Der Verzicht auf Strukturen und Apparat, ist zu-
nächst vorgegeben: Vielmehr als die 564 zum
Gründungskonvent mühsam angekarrten
UnterstützerInnen dürfte das “Bündnis” zur
Zeit nicht besitzen. Der tatsächlich aber statt-
findende Streit um Schulden, Parteibüros und
deren Türschlösser, verspricht allerdings noch
spannend zu werden. Das eigentliche Problem
des “neuen” Bündnisses besteht allerdings dar-
in, dass sich am grundsätzlichen Dilemma von
Haider und Co. nichts verändert hat: Nämlich
dem bisher gescheiterten Versuch, sich als mit
den Methoden des Populismus einst groß ge-
wordenen Kraft, in einer unbeliebten Regierung
zu behaupten.

Zwei rechtsextreme Parteien 

An den Spitzen der Landes- und Bundesorga-
nisation geht der personelle Riss tatsächlich
quer durch jene Kräfte, welche die FPÖ aus-
machten. Die Aussagen des “BZÖ-Bundesrates”
Kampl - Wehrmachtsdeserteure seien Kamera-
denmörder und Nazis brutal verfolgt worden -
weisen lediglich darauf hin, dass ideologische
Komponenten bei dieser Spaltung eine absolut
zweitrangige Bedeutung gespielt haben. Das
Grosz der Regierungs-, Parlaments- und
Bundesratsmitglieder hält sich aus nackter
Angst vor dem Verlust von Posten und Privile-
gien am seidenen, orangenen Faden an. In den
Landesorganisationen - mit Ausnahme Kärn-

tens - zeichnet sich aus demselben Grund ein
umgekehrtes Bild. Dieser “Klärungsprozess”
wird nicht nur personell noch länger andauern:
Auch wenn das BZÖ sich jetzt stärker für den
“Mittelstand” positionieren will (wie die Hai-
der-FPÖ in ihrer ersten Phase), umkämpfen
beide Parteien dasselbe, grundsätzlich für
rechtsextreme Kräfte ansprechbare, WählerIn-
nenpotential. Es ist durchaus möglich, dass es
hier in den “typischen”Fragen – Stimmungsma-
che gegen Asylwerber, Sicherheitspolitik, oder
rechte Globalisierungskritik – zu einer Art
Wettlauf der rechten Hetzer kommt.

Perspektiven 

Zur Zeit ist das politische Überleben des BZÖ
keineswegs gesichert, auch das weitere Abrut-
schen der FPÖ ist die unmittelbar wahrschein-
lichste Variante. Die Instabilität der Regierung
hat sich dadurch insgesamt dramatisch erhöht:
Neben der Angst vor Neuwahlen, hält sie im
Grunde nur die die Alternativlosigkeit der Op-
position am Leben. Es dauerte immerhin zwei
Wochen bis sich die Bundes-SPÖ endlich zu

Neuwahlforderungen für Kärnten durchrang -
ganz abgesehen von den Bussis die der Rechts-
extremist John Gudenus von einer SPÖ-Man-
datarin für seine Stimme im Bundesrat gegen
die Regierung erhielt.

Ausgeschlossen ist allerdings, dass das der-
zeit gepflegte harmonische Bild - hier die väter-
liche ÖVP, da ihr nunmehr braver Mehrheitsbe-
schaffer - lange anhält: Neben den “inneren”
BZÖ/FPÖ Kämpfen, werden vor allem Haider
und Co. versuchen, sich in jeder erdenklichen
Weise (neue Staatsbesuche?) zu  profilieren.
Umgekehrt sind Abwanderungstendenzen vom
BZÖ zur ÖVP nicht unwahrscheinlich.

Eine zusätzliche Frage betrifft die Zukunft der
“FPÖ-Alt”: Dort erscheinen heute die ultra-
rechten Kräfte wie Mölzer und Stadler als we-
sentlicher Stabilitätsfaktor mit einer gewissen
sozialen Basis und Verankerung. Mölzer erhielt
immerhin 22.000 Vorzugstimmen, die mit ho-
her Wahrscheinlichkeit so etwas wie den gesam-
ten harten, rechtsextremen Kern in Österreich
repräsentieren. Angesichts der Tatsache, dass
die wesentlichen Rahmenbedingungen für eine
erfolgreiche, rechtsextreme Kraft weiter fortbe-
stehen, könnte sich hier mittelfristig ein be-
sonders gefährliches Bedrohungspotential ent-
wickeln (siehe auch Kasten). Gleichzeitig finden
in der “FPÖ-Alt”, weitere Auseinandersetzung
um die strategische Ausrichtung - z.B. die Frage
einer weiteren Regierungsbeteiligung/ Unter-
stützung - bereits hinter den Kulissen statt.

Die Rolle der ArbeiterInnenbewegung
und der SLP (aus unserer Stellungnahme)

Die jetzige Situation ist auch Ausdruck für
das Fehlen einer ArbeiterInnenpartei, die die so-
zialen und politischen Interessen der Arbeiter-
Innenklasse im Parlament aber v.a. auf der

Strasse vertritt. Seit der Verbürgerlichung der
Sozialdemokratie gibt es in Österreich keine Ar-
beiterInnenpartei mehr - gerade jetzt wäre sie
aber wichtig. Eine solche Aufzubauen, ist daher
eine dringende Aufgabe.

Ein wichtiger Faktor für die kommende Ent-
wicklung wird die Rolle der ArbeiterInnenbe-
wegung sein. Sie hat 2003 ein deutliches Zeichen
gesetzt. Unter dem Einfluss der Gewerkschafts-
bürokratie wurden die Kämpfe damals aber
nicht erfolgreich zu Ende geführt und die Regie-
rung gestürzt, sondern im Gegenteil seither wei-
tere Angriffe hingenommen. Im Kampf für ihre
sozialen Rechte kommt der ArbeiterInnenewe-
gung die zentrale Rolle zu - diese Fragen werden
nicht bei Wahlen, sondern auf der Strasse und
in den Betrieben gelöst werden. Die momenta-
ne demokratiepolitische Farce kann die Ableh-
nung in das Establishment weiter erhöhen (ins-
besondere da die Opposition nicht in der Lage
ist, sich als Alternative zu präsentieren) und bei
kommenden Wahlen (neben wahrscheinlicher
Zugewinne für die SPÖ) v.a. das Lager der
nicht-WählerInnen verstärken.

Die Aufgabe von SozialistInnen wird es nicht
nur sein, bei kommenden Wahlen eine wählba-
re Alternative, eine ArbeiterInnenpartei bzw. ei-
ne sozialistische Partei, anzubieten sondern v.a.
klar zu machen, das es Politik jenseits der eta-
blierten Parteien gibt und das sich die Arbeiter-
Innenklasse in ihrem Kampf für soziale und de-
mokratische Rechte nicht auf die etablierten
Parteien verlassen kann, sondern nur auf sich
selbst.

Dass sich der ÖGB angesichts einer solchen
Regierungskrise in Schweigen hüllt, ist ein Ar-
mutszeugnis. Jetzt wäre es nötig, nicht nur Neu-
wahlen zu fordern, sondern Proteste und
Widerstand zu organisieren, die dieser Regie-
rung ein Ende bringen und jeder neuen klar ma-
chen, dass künftiger Sozialabbau auf massiven
Widerstand seitens der ArbeiterInnenbewegung
treffen wird.

Der ÖGB braucht ein Sozial- und Wirtschafts-
programm, dass nicht in der neoliberalen Logik
des Kapitalismus stecken bleibt, sondern sich an
den Bedürfnissen der ArbeiterInnenklasse
orientiert. Das bedeutet u.a. die Rücknahme der
Pensions”reformen”, der Zerschlagungen bei
Postbus und Bahn, sowie des Sozialabbaus der
letzten Jahre.

Der ÖGB muss umgehend zu einer Großde-
monstration zum Ende der Regierung aufrufen.
In den Betrieben und Dienstellen müssen Ak-
tionsgruppen gebildet werden deren Aufgabe
die Vorbereitung und Umsetzung von Maßnah-
men gegen Sozialabbau und Privatisierung sind:
Kundgebungen, Demonstrationen und Streiks.
Im Rahmen dieser Aktionsgruppen sollte auch
über die Notwendigkeit und die Möglichkeiten
für eine politische Alternative diskutiert wer-
den. Damit nach Neuwahlen die österreichische
ArbeiterInnenklasse nicht mit einer neuen, ne-
oliberalen Regierung (mit ähnlichem Pro-
gramm aber unterschiedlichen Akteuren) kon-
frontiert ist, ist der Aufbau einer neuen Arbei-
terInnenpartei mit sozialistischem Programm
notwendig. Weder SPÖ noch Grüne können
diese Aufgabe erfüllen, die Impulse dafür müs-
sen aus der Gewerkschaftsbewegung und von
kämpferischen KollegInnen kommen.

“Die ÖVP will mich als Verrückten darstellen.”
(Jörg Haider, Februar 2005) 

“Haider ist ein konstruktiver Partner”
(Wolfgang Schüssel, April 2005)

FPÖ/BZÖ: 
Fotomontage: T. Boukal, Wien



von Albert Kropf, SLP Wien-Mitte

Natürlich bedeutet die Gründung des BZÖ
keine Umorientierung oder gar Bruch Haiders
mit seinen eigenen Traditionen. Letztlich ist es
nur ein weiterer Versuch, den Spagat zwischen
Rechtspopulismus und neoliberaler (Regie-
rungs-)Politik aufrechtzuerhalten. Politische
Zick-Zacks wie jetzt, waren aber auch ein we-
sentlicher und markanter Bestandteil der FPÖ-
Geschichte.

1986 und das Ende 
des “liberalen” Intermezzo

1986 regierte in Österreich noch eine kleine
Koalition aus SPÖ und FPÖ. Nach außen hin
gab sich die FPÖ - trotz “nationaler” Basis - zu
dieser Zeit “liberal”. Seit den 60ern hatten we-
sentliche Teile ihrer Parteispitze versucht, die
Freiheitlichen regierungsfähig zu machen. SPÖ
und ÖVP zeigten sich in der Folge mehrmals
durchaus geneigt, diese Integration zu unter-
stützen. Als 1983 die SPÖ die Absolute verlor
und einen Koalitionspartner suchte, schien die
blaue Stunde gekommen: Mit Norbert Steger
wurde der erste freiheitliche Parteiobmann Vi-
zekanzler. Diese SPÖ/FPÖ-Koalition begann
gleichzeitig - erstmals in der Nachkriegsge-
schichte - massiv Sozialabbau und Privatisie-
rungsmaßnahmen umzusetzen. Als die Frei-

heitlichen in Meinungsumfragen aus dem Par-
lament zu fliegen drohten, hob die “nationale”
Parteibasis putschartig den jungen Kärntner
Landesparteiobmann Jörg Haider an die Spitze.
Nunmehr in der Opposition erfolgte  unter Hai-
der eine rechtsextreme Neupositionierung, de-
ren Erfolg durch den Filz großen Koalition
(1986-1999) und  deren Politik maßgeblich be-
stimmt war.

Der Aufstieg Haiders und der FPÖ

Bereits Anfang der 80er Jahre begann die Re-
formpolitik der SPÖ zu verblassen, versinnbild-
licht durch ihren damals neuen Vorsitzenden
und Kanzler, den Banker Franz Vranitzky. Die
SPÖ entdeckte die “neue Mitte” und machte ei-
nen Schritt nach rechts nach dem anderen. Kon-
kret hieß das Privatisierungen, “Sparpakete” für
jung und alt und eine steigende Arbeitslosigkeit.
Nebenbei aber bedienten sich SP und VP Politi-
ker schon damals völlig ungeniert an den Steu-
ertöpfen und gönnten sich selbst eine Masse an
Privilegien, das alles, ohne eine Alternative links
neben der SPÖ oder auch nur gewerkschaft-
lichen Widerstand.

Mit den Grünen kam zwar eine neue Partei in
den 80er Jahren ins Parlament, sie wendeten
sich aber ganz bewusst an eine völlig andere so-
ziale Klientel. Damit war der Weg mehr oder
minder frei für Jörg Haider. Er konnte sich nun

Schritt für Schritt sein neues “Robin Hood”
Image zulegen und sich als einzigen Opposi-
tionspolitiker darstellen. Die FPÖ etablierte sich
als populistische Protestpartei gegen “die da
oben”. Der Aufstieg der FPÖ unter Jörg Haider
ist damit aufs engste dem Wandel bzw. der Ver-
bürgerlichung der SPÖ verbunden!

Von der neuen “Arbeiterpartei” zum BZÖ? 

Als “kantige” Opposition verband Haider er-
folgreich soziale Töne mit rechtsextremen, ras-
sistischen und antigewerkschaftlichen Inhalten.
Die SPÖ reagierte auf den Aufstieg und die
Wahlerfolge Haiders mit Überheblichkeit  - an-
statt die Ursache in der eigenen Politik zu su-
chen. Damit konnten aber weder die bereits da-
vongelaufenen Mitglieder zurück gewonnen
werden, noch dem Aufstieg Haiders Einhalt ge-
boten werden. Der FPÖ gelang es damals bei
Wahlen tief in die Kernschichten der Arbeiter-
Innenklasse einzudringen. Viele Kommentato-
ren sahen die FPÖ sogar als neue ArbeiterIn-
nenpartei. Tatsächlich war die FPÖ nicht nur
von ihrer Geschichte und ihren - neoliberalen -
Programmen her gesehen, das exakte Gegenteil
einer solchen Kraft. Ihre angebliche “ArbeiterIn-
nenpolitik” beschränkte sich neben der rassisti-
schen Hetze, lediglich auf die Vorlagen die ihr
die anderen Parteien fast täglich gaben. Mitglie-
der und Funktionäre aus der ArbeiterInnen-

klasse konnte die FPÖ allerdings zu keinem
Zeitpunkt gewinnen: Trotz einer Millionen
mehr WählerInnen, wuchs die eigentliche Par-
teibasis zwischen 1986 und 1999 nur um rund
10.000 Personen an. Alle Versuche diese Basis -
beispielsweise als “F-Bewegung” - zu verbrei-
tern, schlugen fehl. Genau in dieser schwachen
sozialen Verankerung als bloße “Protestpartei”,
lag das eigentliche Problem der FPÖ in der Re-
gierung und ihre extreme Instabilität seit 2000.
Es ist mehr als unwahrscheinlich, dass sich das
BZÖ als reine Retortenkraft heute jene Veranke-
rung - und damit Stabilisierung - verschaffen
kann, die ihr (der Haider-FPÖ) bereits als er-
folgreiche Opposition verwehrt blieb. In der
Vertretung von politischen Positionen wirkt das
BZÖ tatsächlich noch viel unglaubwürdiger, als
es die Sprüche der Haider-FPÖ vor 1999 waren
- vor allem weil jetzt Millionen Menschen von
den konkreten Auswirkungen ihrer Politik be-
troffen sind. Der Verzicht des BZÖ  auf das Ima-
ge als ArbeiterInnenpartei hat allerdings einen
guten Grund: Heute gibt es in Österreich - im
Gegensatz zu den 80er und 90er Jahren - nicht
nur Erfahrungen mit dem Haider und Co. - So-
zialabbau an der Regierung. Ebenso gibt es Er-
fahrungen in breiten Teilen der ArbeiterInnen-
klasse, dass Protest auch anders ausgedrückt
werden kann, als rechten Populisten die Stim-
men zu geben.

Der BFJ in Oberösterreich

Die rechtsextreme und faschistische Szene in
Österreich war nie auf die FPÖ und ihre Jugen-
dorganisationen beschränkt. Der “Bund freier
Jugend”(BFJ) in Oberösterreich versucht unab-
hängig von der Parlamentspartei FPÖ den Kern
für eine faschistische Truppe der Propaganda
und der Tat zu formen. Anweisungen und Vor-
bilder dafür holt er sich weder bei Haider noch
bei Mölzer. (Wenngleich er mit Mölzer via Di-
skussionsveranstaltungen und Symposien lose
verbunden ist.) Bedeutend sind seine engen
Kontakte zur deutschen NPD sowie NPD-Ab-
spaltungen in Ostdeutschland. Die NDP erziel-
te 2004 bei EU-Wahlen 0,9 % und 9,2 % bei den
Wahlen in Sachsen. Von ihnen hat der BFJ un-
ter anderem gelernt, linke Sprüche für die eige-
nen Zwecke zu missbrauchen. Gegenwärtig ver-
wendet er ein Transparent mit dem Slogan “Ei-
ne andere Welt ist möglich”.

Dennoch gibt es bedeutende Unterschiede
zwischen BFJ und NPD: die Größe der NPD
und die um einiges verheerendere soziale Lage
in großen Teilen Deutschlands erlaubten dieser,
neben dem “Kampf um die Köpfe und auf der
Straße” auch den “Kampf um die Parlamente”
in die Strategie einzubauen. Davon ist der BFJ
noch weit entfernt und es ist anzunehmen, dass
er aufgrund der FPÖ-BZÖ-Erfahrungen dies-
bezüglich keine Initiativen setzen wird wollen.

Der BFJ gibt auf seiner “Aktion sichere Zun-
kunft”-Homepage die Marschrichtung vor:
“Wir geben jetzt das Signal zum Aufstand! ...
Schaffen wir ein Klima, welches den Verrätern
an Volk und Land einheizt! ... Wir glauben nicht
mehr daran, im jetzigen Zustand eine Wende
über die Wahlurnen erwirken zu können. Die
Systemparteien haben uns enttäuscht und für
dumm verkauf! ... Deshalb gehen wir auf die
Straße!” Das unterscheidet sich maßgeblich
vom rechtsextremen Populismus eines Haider
und selbst eines HC Strache (FP-Chef).

Es ist kein Zufall, dass der BFJ gerade in Zeiten
der zugespitzten FPÖ-BZÖ-Krise verstärkt auf-

tritt. Er verteilt sogar Flugblätter in Wohnvier-
teln und tritt mit Lautsprecherwagen auf. In sei-
nen Flugblättern greift er mitunter auch die
FPÖ offensiv an. Sie habe trotz diverser Verspre-
chungen sich von der Macht korrumpieren las-
sen und das “Problem mit den Einwanderern”
nicht gelöst.

Instabilität des Populismus

Populistische Formationen können sehr insta-
bil sein. So sind die Abspaltung von Le Pens

“Front National” durch Bruno Megret (Frank-
reich) und die niederländische “Liste Pim For-
tuyn” sehr rasch von der Erdoberfläche ver-
schwunden. Der BFJ zieht offensichtlich seine
Schlüsse aus den Erfahrungen neuer und sehr
kurzfristiger rechtsextremer bzw. populistischer
Projekte. Seine Herangehensweise ist von einem
langfristigen Plan gekennzeichnet. Dabei legt er
Wert auf “theoretische” Schulung und prakti-
sche Aktivitäten. Damit will er eine Truppe zu-
sammenschweißen, die – falls sinnvoll – zu of-
fenen faschistischen Attacken übergehen wird.

Vlaams Blok / Vlaams Belang

Eine wichtige Rolle im Rechtsextremismus
Europas spielte und spielt der belgische bzw. flä-
mische “Vlaams Blok”. Dieser heißt seit 2004
“Vlaams Belang” (VB), nachdem ein Gericht-
surteil gegen den Rassismus des VB Druck aus-
übte. Der VB nutzte das Urteil insoweit, als dass
er sich als Kraft “gegen das Establishment” hin-
stellt. Mit dem Niedergang der FPÖ stellt der VB
neben der NPD in Deutschland und dem Front
National die größte und gefährlichste rechtsex-
treme Kraft Westeuropas dar. Sie ist unter ande-
rem deshalb noch nicht in einer Krise, da sie sich
beständig in “Opposition” befindet und damit
nicht an der Regierung ihre Maske fallen lassen
muss. Denn auch sie will arbeiterInnen-feindli-
che und neoliberale Politik!

Es gibt in Belgien Diskussionen, ob der VB sei-
nen Charakter ändert und etwas “etablierter”
werden wird. Der VB-Vorsitzende Frank Van-
hecke sprach mit der Neugründung 2004 von ei-
nem “Vlaams Blok Lite”. Demgegenüber stehen
Abgeordnete wie Filip De Man, der offen zu fa-
schistischen Ideen steht. Im VB gibt es (ähnlich
der FPÖ) Differenzen zwischen von außen
kommenden KarrieristInnen und den seit lan-
gem überzeugten Rechtsextremisten. Die
gegenwärtige VB-Führung versucht offensicht-
lich einen Balanceakt. Einerseits hat sie mit der
Neugründung ihre grundlegende Politik kei-
neswegs abgeschwächt, andererseits jedoch kei-
ne Anstalten gemacht, manche unliebsame Na-
zi-Sympathisanten auszuschließen. Gleichzeitig
verfügt der VB mit der Privat-Security “Voor-
post”über eine faschistische Schlägertruppe, die
aggressiv auf Treffen und gegen MigrantInnen
und Linke vorgeht. Führende VB-Funkrionäre
beziehen sich offen positiv auf Nazi-Kollabora-
teure wie Staf De Clerq von der Flämischen Na-
tionalistischen Partei VNV in den 1940er Jah-
ren. Letztlich meint Vorsitzender Frank Van-
hecke mit seiner “Light-Version” ein der Situa-
tion angepasstes Auftreten: “Wir ändern nicht,
was wir sagen, sondern wie wir es sagen.”
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Die Krise der FPÖ und die Gründung des BZÖ sind Teile eines Neuformierungs-Prozesses der extremen Rechten.
Dabei ist es nötig, einen Blick auf Entwicklungen außerhalb der FPÖ sowie in andere Länder zu werfen.

Neuformierung des Rechtsextremismus

Erfolgsmodell für das BZÖ?
Die FPÖ unter Jörg Haider 1986-1999. Ein kurzer  Rückblick mit anschließendem Ausblick.

Ob blau oder orange: Rechts bleibt rechts. Dagegen wird demonstriert.
Hier: 14. April 2005, Wien, Foto: pedro, www.clandestino.at



Internationale Solidarität
und der Kampf gegen Rechts-
extremismus bildeten die
Schwerpunkte der SLP-Akti-
vitäten in den ersten Frühjahrs-
wochen. Ende April besuchten
VertreterInnen der ZOO Pa-
pier/Slowakei (siehe Artikel S.
7) auf Einladung der SLP Am-
stetten und Wien,um in öffent-
lichen Veranstaltungen für
Unterstützung ihres Kampfes
zu werben. Zweimal verteilten
wir auch – gemeinsam – Flug-
blätter vor dem Neusiedler-
Werk in Hausmenig/NÖ. Ver-

suche des Managements uns
mit der Polizei zu vertreiben,
erwiesen sich als wirkungslos –
interessiert nahmen die öster-
reichischen KollegInnen die In-
formationen an.

“Wien wird 
nicht rechtsextrem “

Unter diesem Slogan organi-
sierten SLP und SWI eine De-
monstration gegen den Lan-
desparteitag der FPÖ Wien
am 14. April im Austria Cen-
ter. Weit über 200 Jugendliche
drückten ihren Unmut über
die Hetzplakate der Wiener
Freiheitlichen gegen TürkIn-
nen aus. Fast ein Dutzend
RednerInnen – praktisch aus-
schließlich aus den Reihen
von SLP und SWI – machten
auf weitere Zusammenhänge
zwischen Rechtsextremismus,
Kapitalismus, der Krise der
FPÖ (...) aufmerksam. Insge-
samt war die Aktion ein voller
Erfolg: Selbst in den Räum-
lichkeiten des Parteitages wa-
ren unsere antifaschistischen
Slogans unüberhörbar.

Linz wird auch 
nicht rechtsextrem 

In Linz rief der rechtsextre-
me Bund freier Jugend auf der
Homepage seiner Tarnorgani-
sation “Aktion sichere Zu-
kunft” für den 23.4 zu einem
Fackelzug auf. Aufgrund un-
serer regen antifaschistischen
Aktivitäten in der Vergangen-
heit, wurde diese Demonstra-
tion zwar verboten; SLP und
SWI meldeten trotzdem ei-
ne Gegenkundgebung an und
führte diese gemeinsam mit
anderen Organisation durch.
Trotz ganz kurzfristiger Mobi-
lisierung kamen 200-300 Teil-
nehmerInnen, davon viele
Unorganisierte. 50 Menschen
haben uns ihre Adresse gege-
ben, ein Jugendlicher überlegt
schon konkret seinen Beitritt
zur SLP. Unsere Erfahrungen
zeigen, dass auf die Polizei im
Kampf gegen Rechts - vor al-
lem ohne unseren Widerstand
- kein Verlass ist. Ebenso ver-
breiteten wir in einigen der
Wohnblocks, in denen der BFJ
laut Eigenangaben bis zu

35.000 Flugblätter verteilt hat-
te, massiv Gegeninformatio-
nen. Wir machten in unserem
Material darauf aufmerksam,
dass Rassisten keine Lösung
anzubieten haben und
ArbeitnehmerInnen gegen-
einander aufhetzen wollen.

Neue Zeitung 
für den Sozialberreich

Erfreuliches gibt es auch von
der Plattform für kämpferi-
sche und demokratische Ge-
werkschaften zu berichten:
Für den – Wiener – Sozialbe-
reich, gibt es ab sofort eine ei-
gene Plattformzeitung die
auch über unsere Redaktion
bezogen werden kann.

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,-- pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333
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ist die Zeitung für 
Widerstand, Solidarität und Sozialismus.

ist parteiisch: Immer für
ArbeitnehmerInnen, Frauen und Jugendliche.

ist unabhängig vom großen Geld,
aber abhängig von seinen UnterstützerInnen.

Abonnement bestellen:
Tel.: 01/524 63 10

oder EUR 18,00* an PSK 8812.733 überweisen.
Namen, Anschrift und Kennwort “Abo” nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne eigenem Einkommen EUR 10,00
Alle Preise für 10 Ausgaben inkl. Porto und Versand

Die SLP-Treffpunkte:

SLP-Ortsgruppe Wien-Nordost
Jeden Mi. um 19.00 Uhr, Café Feile, 2., Novaragasse 39

SLP-Ortsgruppe Wien-Süd
Jd. Fr. 19.00 Uhr; Bunte Kuh, 5., Zentag./ Siebenbrunneng.

SLP-Ortsgruppe Wien-Mitte
Jd. Di. um 19.00 Uhr im Amerlinghaus, Raum 14, 7., Stiftg. 8

SLP-Ortsgruppe Wien-Nordwest
Jeden Freitag, 19.00 Uhr, “Peer Gynt”, 20., Jägerstr. 38

SLP Oberösterreich 
Jeden Montag, 17.00 Uhr “Alte Welt” (im Keller), Hauptplatz 4, Linz

SLP Salzburg 
Anzutreffen jeden Donnerstag bei den Treffen von SWI in Salzburg,
19.30 Uhr im “Shakespeare”, Hubert-Sattler-Gasse 3, Salzburg

SLP Niederösterreich
Unregelmäßige Treffen im Raum Ybbs.
Bitte Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen.

Die SWI-Treffpunkte:

SWI in Wien
jd. Montag, 17.30 im Amerlinghaus, Wien 7., Stiftgasse 8. 

SWI in Salzburg 
jd. Do. 19.30 Uhr im “Shakespeare”, Hubert-Sattler-Gasse 3

SWI in Niederösterreich
Unregelmäßige Treffen im Raum Ybbs.
Bitte Termine unter Tel. 01/524 63 10 erfragen.

S L P  I N  E I G E N E R  S A C H E

International gegen Sozialabbau & extreme Rechte
Die Sozialistische LinksPartei geht nicht nur am ersten Mai auf die Straße

S P E N D E N

von Margarita Döller,
SLP Wien-Nord

Ursprünglich war der 1. Mai
ein Tag, an dem aktiv gestreikt
wurde. Durch eine erfolgreiche
Bewegung rund um den ersten
Mai wurde er als Feiertag der
ArbeiterInnen durchgesetzt.
Doch heuer fahren die öffent-
lichen Verkehrsmittel den gan-
zen Tag, die Beschäftigten bei
den ÖBB müssen arbeiten und
viele andere teilen das gleiche
Schicksal.

Ursprünge in den USA

Die Geschichte des 1. Mai be-
ginnt 1886 in den USA. Dort
bildete sich eine Massenbewe-
gung für die Verkürzung der
Tagesarbeitszeit. Am 1. Mai
wurde dieser Forderung mit
Kampfmaßnahmen Ausdruck
verliehen. 340.000 ArbeiterIn-
nen in 12. 000 Fabriken in den
USA streikten mehrere Tage
lang. Am 3. und 4. Mai wurde
der Streik jedoch brutal
niedergeschlagen und von der
Polizei beendet. Vier Jahre spä-
ter war die Bewegung jedoch
noch lange nicht vorbei. “The
American Federation of La-
bour” beschloss, wieder für ei-
ne Kundgebung am 1. Mai
1890 aufzurufen. Die 2. Inter-
nationale griff den Aktionstag
ebenfalls auf und beschloss auf
ihrem Gründungskongress
1889 eine international durch-
zuführende Kundgebung. Es
sollte die erste international
koordinierte Bewegung der
ArbeiterInnenklasse werden,
nur verständlich, dass die bür-
gerlichen Regierungen und
Monarchen weltweit ziemlich
beunruhigt waren. Das Militär
wurde bereitgestellt und viele

Unternehmen gaben den Ar-
beiterInnen frei, weil die Poli-
zei nicht alle Fabriken bewa-
chen konnte.

1. Mai 1890
ein voller Erfolg

Trotz Repression wurde der
1. Mai vor allem in Österreich
ein erfolgreicher Kampftag. Es
gab hier mehr Streiks und Ver-
sammlungen als in den mei-
sten anderen Staaten. 100.000
Menschen trafen sich im Wie-
ner Prater und überall in
Österreich gab es Kundgebun-
gen und Streiks. In anderen
Länder setzten SozialistInnen
ähnliche Maßnahmen. Durch
den internationalen Kampftag
1890 gewann die damals noch
junge ArbeiterInnenbewegung
enorm an Selbstvertrauen. Ro-
sa Luxemburg über den 1. Mai:
“Die Maidemonstration ist das
vorzüglichste Mittel, die Mas-
sen zu sammeln, sie aufzurüt-
teln, sie aufzuklären, sie mit
Kampfesmut zu erfüllen, das
vorzüglichste Mittel, die Macht
der klassenbewussten Arbei-
terschaft sichtbar zu entfalten
und den Gegnern vor Augen zu
führen.” In Deutschland,
Österreich und anderen Staa-
ten Zentraleuropas kam es in
den folgenden Jahren zum
Durchbruch der SozialistIn-
nen zur Massenorganisation.

Der erkämpfte Feiertag

1891 beschloss die 2. Interna-
tionale, den 1. Mai von nun an
jedes Jahr zu feiern. Das war
vielerorts jedoch nicht immer
einfach. Jedes Jahr mussten
Kundgebungen und Streiks er-
neut erkämpft werden. Die
Forderungen, die jeweils im

Vordergrund
standen,wech-
selten im Lau-
fe der Jahre.
1905 stand der
1. Mai ganz im
Zeichen einer
Solidarisierung
mit den Käm-
pferInnen der
russischen Revolution. In den
Jahren vor dem Ersten Welt-
krieg galt der Slogan: “Krieg
dem Kriege”. Während des
Krieges war die internationale
Sozialdemokratie zusammen-
gebrochen - auf die Maifeiern
wurde von ihr verzichtet. Mit
der Februarrevolution in Russ-
land 1917, wurde auch wieder
an die revolutionären Traditio-
nen des 1. Mai angeknüpft. Im
Vordergrund der Massenak-
tionen stand natürlich die For-
derung für sofortigen Frieden.
In Österreich wurde die Revo-
lution durch die Sozialdemo-
kratie -vorzeitig- beendet und
einige ihrer Traditionen “ver-
staatlicht”: Bezeichnender-
weise erklärte der Nationalrat
1919 den 1. Mai zum Staats-
feiertag in Österreich. 1933
endete diese Politik schritt-
weise den Sozialismus in der
Republik umsetzen zu wollen,
endgültig in der Sackgasse: Der
sich formierende Austrofa-
schismus verbot erstmals die
Maidemonstration. Die Sozi-
aldemokratie - damals noch
die relativ stärkste ArbeiterIn-
nenpartei der Welt - reagierte
einmal mehr defensiv und rief
lediglich zum “Spaziergang”
auf. Sowohl Austrofaschismus,
wie vor allem der Nationalso-
zialismus, versuchten in der
Folge den 1. Mai für ihre
Zwecke zu instrumentalisieren
und gleichzeitig besonders an

diesem Tag Opposition aus der
ArbeiterInnenbewegung zu
unterdrücken.

Kampf gegen Sozialabbau

Auch heute noch - 60 Jahre
nachdem am 1. Mai zumindest
in Wien wieder öffentlich ge-
feiert werden konnte - ist der 1.
Mai ein wichtiger Tag im Jahr,
aber ein Kampftag der Arbei-
terInnen ist er in Österreich
momentan (noch) nicht. Die
Bewegungen damals haben
viel erreicht, aber viele Errun-
genschaften gibt es heute
schon lang nicht mehr. Viele
Menschen arbeiten mehr als
acht Stunden täglich und die
Regierung plant sicher keine
Arbeitszeitverkürzung, ganz
im Gegenteil. Die SPÖ redu-
ziert den 1. Mai auf eine Zur-
schaustellung von Uniformen,
Bezirkstaferln und Politikern
wie einem Häupl, der in Wien
konsequent die Situation von
ArbeitnehmerInnen ver-
schlechtert. Gegen Sozialab-
bau kämpft die SPÖ schon lan-
ge nicht mehr, denn sie haben
einen Großteil davon selber
durchgesetzt. Darum kämpfen
wir für eine Gründung einer
neuen ArbeiterInnenpartei,
die die Interessen aller Arbeit-
nehmerInnen vertritt und die
den 1. Mai dann auch wieder
als Kampftag nutzen wird.

1. Mai: Sozialistischer Kampftag, 

nicht Staatsfeiertag!

Der 1. Mai begann als internationaler Streiktag 

und erfolgreiche sozialistische Kampagne.

www.slp.at

Die Website der Sozialistischen
LinksPartei - ab Mai in neuem 

Gewand, mit mehr und aktuelle-
rem Inhalt. Jetzt besuchen!

Titelblatt der Festschrift der 
Sozialdemokratie in Österreich zum 1. Mai 1897



Petr Jindra von der 
tschechischen Sektion des CWI

berichtet aus Ruzomberok.

Der österreichisch-südafri-
kanische Papiermulti Neu-
siedler/Mondi hat wie viele
andere österreichische Kon-
zerne im Osten groß einge-
kauft, und profitiert von den
skandalös niedrigen Löhnen.
Im slowakischen Ruzomberok
gründete sich, nachdem die
alte Gewerkschaft nicht für ei-
ne Kampagne für Lohnerhö-
hungen zu haben war, die
neue ZOO Papier, die eine Er-
höhung des Stundenlohns um
umgerechnet 1,25 Euro for-
dert (VORWÄRTS berichtete).
Neusiedler lehnt diese 50%ige
(!) Lohnerhöhung ab, hat die
InitiatorInnen gekündigt und
ein Rufschädigungsverfahren
über 519.000 Euro eingeleitet.

“Sie wollen uns aushun-
gern,” sagen die entlassenen
Arbeiter der Papierfabrik
Mondi BP (ehemals Neusied-
ler) in Ruzomberok, Slowakei.
Ein halbes Jahr nach ihrer
Kündigung ist noch kein ein-
ziges Gerichtsverfahren been-
det, bald bekommen die Kol-
legInnen keinerlei Unterstüt-
zung mehr, da die slowakische
Regierung eben das Sozialsy-
stem zerstört hat.

Ich frage, ob es immer noch
starken Rückhalt für ZOO Pa-
pier in der Fabrik gibt - und
ihr Vorsitzender Jozef Krncan
zögert nicht: “Auf jeden Fall!
Aber der Druck der Firma am
Arbeitsplatz und die rechtli-

che Ungewissheit zwingt die
Leute, öffentlich nicht so viel
zu zeigen. Aber sobald wir zu-
rück in die Fabrik kommen,
wird sich alles umdrehen.
Mondi weiß das, die alten Ge-
werkschaften auch, und da-
rum wollen sie alle rechtlichen
Vorgänge so lang wie möglich
hinauszögern.” Wie zum Be-
weis grüßt ein vorbeigehender
Arbeiter auf der Straße und
fragt nach Neuigkeiten.

“Gruppen von ArbeiterIn-
nen von anderen Arbeitsplät-
zen bitten uns, ihnen bei ihren
Problemen zu helfen, wir dis-
kutieren ob wir eine stadtwei-
te Gewerkschaftsorganisation
mit ihnen aufbauen sollen”

fügt der stellvertretende Vor-
sitzende Jozef Danis hinzu.

Niemand von der unabhän-
gigen Gewerkschaft kann ver-
stehen, wie es möglich ist, dass
der offene Gesetzesbruch von
Seiten der Firma so offen-
sichtlich von der Gerichten
und Autoritäten ignoriert
wird. “Es ist einfach - als Neu-
siedler unsere Papiermühle
kaufte, haben sie praktisch die
ganze Stadt gekauft. Alles
hängt von ihnen ab” kom-
mentiert ein anderer Arbeiter.
Jozef Krncans jüngster Fall, als
er Arbeit in einer Textildru-
ckerei fand und nach wenigen
Wochen gekündigt wurde,
zeigt den Einfluss von Mondi,

wie er wenig früher in den
Gängen des Gerichts vom wü-
tenden Vorstandsvorsitzen-
den Curilla ausgesprochen
wurde: “Ihr werdet in den Ka-
nälen gehen müssen!”

“Wir wissen, dass sie sicher-
stellen werden, dass keiner
von uns in dieser Region einen
Job bekommen wird. Aber ge-
nauso wie wir angefangen ha-
ben, werden wir es zu Ende
bringen” sagt Krncan be-
stimmt. “Wir müssen allen
internationalen Unterstüt-
zern danken, das stört die Fir-
ma stark”.

Aber sie verstehen nicht, wa-
rum die Gewerkschaften im
Westen, speziell in Österreich,

weiterhin die alten Gewerk-
schaften unterstützen. Man
kann es an einer Hand abzäh-
len: Mondi kaufte und inve-
stierte in Ruzomberok in neue
Technologien, und es ist klar
dass sie eines Tages nach Hau-
se kommen und ihren ange-
stammten Beschäftigten sagen
werden, dass sie ihr Werk
schließen werden. Aber zuerst
werden sie nur damit drohen
und niedrigere Löhne auch zB
in Österreich erzwingen. Wie
werden die österreichischen
Gewerkschaften das gemein-
sam mit der alten, korrupten
Gewerkschaftsführung in der
Slowakei bekämpfen können?
Wenn die Gewerkschaftsfüh-
rung das nicht versteht, müs-
sen die ArbeiterInnen ein-
springen.

“Als ich vor längerer Zeit in
Hausmening war (Mondi/
Neusiedler-Stammwerk nahe
Amstetten, NÖ), spürte ich
dass die dortigen KollegInnen
nicht glücklich darüber sind,
dass Neusiedler so eine große
Mühle in der Slowakei eröff-
net hat. Ich konnte in ihren
Gesichtern lesen, dass sie um
ihren Arbeitsplatz fürchten.
Lasst uns das ändern” fasst
Krncan zusammen.

Ende April besuchten Ver-
treterInnen von ZOO Papier
auf Einladung der SLP Am-
stetten und Wien, um in öf-
fentlichen Veranstaltungen
für Unterstützung ihres
Kampfes zu werben.

Übersetzung des Artikels: 
Philipp Fleischmann
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Rettet Rover! 
Stimmt für 

Wiederverstaatlichung und 
eine Sozialistische Alternative

BBrriittaannnniieenn:: Die Schwesterpar-
tei der SLP in England und Wa-
les - die Socialist Party - stellt
mit Louise Houldey, eine Kan-
didatin bei den kommenden
Wahlen im Wahlkreis Birming-
ham für die antretende Liste
“Sozialistische Alternative.” In
einem Interview erklärte Loui-
se zur Rover-Krise: “John To-
wers und der Rest der Phoenix
Four (Anm.: Vorstand) ver-
schwinden mit Millionen,
während ArbeiterInnen mit
praktisch nichts gehen müssen.
Der Gemeinde wird das Herz
gestohlen wenn Longbridge
geschlossen oder reduziert
wird. “New Labour” hat nicht
getan um unser Werk zu retten.
Aber wir sagen, dass kann nicht
das Ende gewesen sein. Long-
bridge muss noch heute ver-
staatlicht werden. Alle Arbei-
terInnen sind wieder anzustel-
len und die Produktion wieder
in Gang zu setzen.” Ingesamt
haben Regierungen seit der
Privatisierung Millionen in
Rover gepumpt, während stän-
dig Leute entlassen wurden.
Das Management hat mehr in
sein eigenes Pensionsschema
investiert, als in das von 6.000
Beschäftigten. Dave Nellist, So-
cialist Party Stadtrat in Coven-
try und früherer Parlaments-
abgeordneter meint: “Long-
bridge kann gerettet werden. ...
ArbeiterInnen müssen den Ab-
bau der Fabrik jetzt  stoppen.
So wie es in den 1970ern Werft-
arbeiter in Schottland, Motor-
radarbeiter in Meriden getan
haben, sollten die ArbeiterIn-
nen in Longbridge die Fabrik
besetzen, Regierungsverhand-
lungen und Jobgarantien ver-
langen.”

Joe Higgins 
in den Medien

IIrrllaanndd::  Nicht nur die Zeitung
“Irish Independent” vom 13
.4.2005 berichtete vom Einsatz
unseren irischen Parlaments-
abgeordneten für die Arbeiter-
Innenklasse. Auch die “Sunday
Business Post” zeichnete unter
dem Titel “All that's left?” ein
Portrait von Joe Higgins, soci-
alist TD. Joe tritt demnach
nicht nur gekonnt den Anfein-
dungen seiner Parlaments”kol-
legInnen” gelassen entgegen.
Laut Business Post kommen
diese auch nicht umhin, Hig-
gins wirklich als besten parla-
mentarischen “Performer” zur
Kenntins zunehmen.

Beide Artikel finden sich auf
hhttttpp::////wwwwww..ssoocciiaalliissttwwoorrlldd..nneett//..

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

von Wolfgang Fischer,
SLP Wien-Mitte 

Absturz der New Economy,
Bilanzfälschungen, asiatische
Grippe, Börsencrash – das
Stottern des Weltkonjunktur-
motors hat viele Namen. Die
Gegenstrategie der Kapitali-
sten ist beinhart: Massenent-
lassungen, Sozialabbau und
Lohndumping dienen dazu,
die Folgen der Stagnation auf
die internationale ArbeiterIn-
nenklasse abzuwälzen und die
Profite von Banken und Kon-
zernen zu sichern.

Wirtschaftliches Gegen-
steuern im Kapitalismus

als Alternative?

Den neoliberalen Angriffen
der Kapitalisten steht in vielen
Ländern ein wachsender
Widerstand der ArbeiterIn-
nenklasse gegenüber. Proteste,
Streiks und Abwehrkämpfe
haben zu einer Polarisierung
und Politisierung vieler Men-
schen beigetragen und kön-
nen tatsächlich Angriffe ab-
schwächen und im einen oder
anderen Fall sogar abschmet-
tern. Doch wie kann man aus

der Abwärtsspirale der jetzi-
gen Weltwirtschaft entkom-
men? Fast ausschließlich wer-
den in den Gewerkschaftsme-
dien Konzepte, die an die
Ideen des bürgerlichen Öko-
nomen John Maynard Keynes
anknüpfen, präsentiert. Kern-
stück dieser Thesen ist die
Idee, durch eine “antizykli-
sche” Wirtschaftspolitik, Kri-
sen im Kapitalismus – zumin-
dest weitgehend – ausschalten
zu können. In Abschwungs-
zeiten soll durch staatliche In-
vestitionen die Nachfrage ge-
steigert und die Wirtschaft an-
gekurbelt werden, um dann in
Aufschwungsphasen die dazu
nötigen Kredite zurückzuzah-
len und Kapitalreserven auf-
zubauen. Wesentlicher
Schwachpunkt dieser Theo-
rie: Die innere Dynamik der
kapitalistischen Weltwirt-
schaft hält sich nicht an die
Regelmäßigkeit sich letztlich
ausgleichender Auf- und Ab-
schwünge. Historisch erlitt
der “Keynesianismus” bereits
durch die Weltwirtschaftskri-
se der 70er Jahre sein Water-
loo: Seitdem befindet sich der
Kapitalismus in einer tiefen
Strukturkrise, mit anhalten-

der Massenarbeitslosigkeit
und nur schwachen Erho-
lungsphasen.

Die Analyse von 
MarxistInnen

Im Unterschied zum Keyne-
sianismus zeigt die marxisti-
sche Wirtschaftstheorie, dass
nicht der Mangel an Nachfra-
ge die Ursache zyklischer Kri-
sen ist, sondern die Funk-
tionsweise und die Wider-
sprüche des kapitalistischen
System selbst. Die kapitalisti-
sche Konkurrenz und das ihr
innewohnende Prinzip des
(überlebensnotwendigen)
Maximalprofits treiben die
Kapitalisten stets zur Überak-
kumulation, zum Aufbau von

Überkapazitäten im Verhält-
nis zur kaufkräftigen Nachfra-
ge. Das Absenken der
Lohn(neben)kosten erhöht
die Ausbeutung der Beschäf-
tigten und steigert den Profit
des Unternehmens, führt aber
gleichzeitig zu einem Sinken
der Massenkaufkraft. Die ak-
tuellen - “keynesianischen” -
Konzepte haben vor allem den
Fehler, dass sie das Privatei-
gentum an Produktionsmit-
teln als eigentliche Krisenur-
sache nicht angreifen. Wir
meinen: Globale Krisen, Hun-
ger, Krieg, Krankheiten oder
Umweltzerstörung können
beseitigt werden, wenn die
Wirtschaft nach den Bedürf-
nissen der Menschen geplant
wird.

Mehr Information unter:

http://www.sav-online.de/
modules.php?name=
News&file=article&sid=1059

http://www.sav-online.de/
modules.php?name=
News&file=article&sid=1218

Freitag, 6. Mai, Wien

Diskussion:
“Neokeynesianismus - Lösung
oder Irrweg”
SLP Wien-Nordwest 
(siehe Seite 6)

Krise der Weltwirtschaft: Alternative gesucht

Papierkonzern Mondi geht weiterhin brutal gegen Beschäftigte in der Slowakei vor.

Papiermulti will Gewerkschaft vernichten
SLP-Kundgebung für die 
KollegInnen in Ruzomberok
vor der Zentrale der Indu-
striellenvereinigung in Wien.

Massenarbeitslosigkeit und Sozialabbau sind vor allem Krisenerscheinungen.
Ist Kapitalismus mit “sozialem Gesicht” heute machbar? 

W E B T I P P S

T E R M I N

Jozef Krncan

Jozef Danis



von Harald Mahrer,
SLP Wien-Süd

Vor 60 Jahren wurde Öster-
reich vom Faschismus befreit,
die II. Republik entstand. Eine
“unglaubliche Geschichte”,
wie Hugo Portisch befindet.
Unglaublich, aber wahr: Die
zentrale These der neuen
österreichischen Elite lautete
“Österreich wurde 1938 von
außen ausgelöscht und ent-
stand 1945 neu - unter tat-
kräftiger Mithilfe eines natio-
nalen Befreiungskampfes”.
Diese These ist dreifach falsch.
Der Anschluss 1938 wurde
von hunderttausenden Öster-
reicherInnen bejubelt und
von tausenden im Inneren
vorbereitet. Mehr als 700.000
ÖsterreicherInnen waren
Mitglied der NSDAP, das ent-
sprach einem höherem Bevöl-
kerungsanteil als im “Alt-
reich”. Die “Ostmärker” waren
auch überproportional in der
Waffen-SS, bei der SS und als
KZ-Schergen vertreten. All
das soll 1945 wie weggeblasen
sein?

Verfolgung und Mord

Opfer gab es ebenfalls genug
auf österreichischem Boden:
Zehntausende JüdInnen und
Juden, andere “rassisch Min-
derwertige”, Homosexuelle,
sogenannte Asoziale und poli-
tisch Andersdenkende. Bei ei-
nem Fluchtversuch aus dem
Todeslager Mauthausen wur-
den beispielsweise noch im
Februar 1945 über 97 % der
500 Geflohenen von der ört-
lichen Bevölkerung und der
SS zu Tode gejagt und ermor-
det. Es gab zwar Widerstand -
aber von einem geeinten
mächtigen und vor allem na-
tionalen Befreiungskampf zu
sprechen ist falsch. Partisa-

nenaktivitäten existierten im
slowenischen Südkärnten, in
der Steiermark und im Salz-
kammergut. 2.700 Wider-
standskämpferInnen wurden
hingerichtet, etwa 16.000 ka-
men in den KZs um.Aktiv war
lange Zeit vor allem die illega-
le ArbeiterInnenbewegung.
Gemessen an ihrer Größe
mussten die KommunistIn-
nen bei Weitem die meisten
Opfer beklagen, während der
bürgerliche, bzw. militärische
Widerstand erst in der letzten
Phase des Krieges in Erschei-
nung trat. Im kalten Krieg der
“freien Welt” gegen die “rote
Gefahr” wurde dieser kom-
munistische und sozialisti-
sche  Widerstand noch
schneller verdrängt und “ver-
gessen” als die TäterInnen.
Doch auch bei diesen ging’s
rasch: Von 13.000 verurteilten
Kriegsverbrechern saßen im
Jahr 1955 gerade noch 14 in
Haft. Ehemalige Nazigrößen
kamen in allen Parteien, in der
Wirtschaft und auf den Uni-
versitäten unter.

Braune Fäden bis heute -
Warum?

Nicht nur in der FPÖ “lebte”
der Faschismus weiter, auch in
Massenorganisationen wie
dem Österreichischen Tur-
nerbund, dem Kärntner Hei-
matdienst und den Lands-
mannschaften können die
Spuren zurück verfolgt wer-
den. In den Buden der Bur-
schenschaften wurden und
werden weiter stramm rechte
junge Garden erzogen. Seit
den 1960ern tummeln sich
auch rechte Kleingruppen im
braunen Rand der Republik,
lange Zeit vom offiziellen
Österreich stillschweigend ge-
duldet. Heute verteilt der
Bund freier Jugend bzw. die

Aktion sichere Zukunft in
Oberösterreich Flugblätter
mit einschlägigem Inhalt und
bedroht MigrantInnen, Ge-
werkschafterInnen und Anti-
faschistInnen. Eine Frage
drängt sich auf: Wäre es nach
so einer Jahrhundertkast-
astrophe nicht logisch gewe-
sen – nach einer umfassenden
Abrechnung mit den TäterIn-
nen – einen echten Schluss-
strich, einen echten und ehr-
lichen Neuanfang zu begin-
nen? Zwei Faktoren trugen
entscheidend bei, dass es dazu
nicht kam. Erstens war der Fa-
schismus Produkt desselben
Gesellschaftssystems, das
nach dem Krieg von allen Par-
lamentsparteien und den Be-
satzungsmächten (inkl. KPÖ
und UdSSR!) “wieder” aufge-
baut wurde: Kapitalismus.
Zweitens bedeutete der Fa-
schismus eine vernichtende
Niederlage für die – sozialisti-
sche – ArbeiterInnenbewe-
gung selbst.

Am 8. Mai:
Gegenwehr gefragt

Am 8. Mai - dem Jahrestag
der Befreiung - versuchen
Burschenschafter und FPÖler
am Heldenplatz eine Trauer-
kundgebung anlässlich der
“Niederlage” zu veranstalten.
Diesem Versuch, die Ge-

schichte umzudeuten, müssen
wir uns widersetzen. Um 18
Uhr versammelt sich eine De-
monstration um den rechts-
extremen Aufmarsch zu ver-
hindern. Ebenso fahren SLP
und SWI am selben Tag zur
Befreiungsfeier nach Mauth-
hausen. Anmeldungen unter
01-524 63 10.

Jetzt mitmachen! Telefon 01/ 524 63 10 Mail slp@slp.at Web www.slp.at

Unser Beitrag zum Gedenkjahr:

Gegen Faschismus! 

Für Sozialismus!

Solidaritätspreis: EUR 2,00

Preis: EUR 0,80 
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Wofür wir stehen

Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr

Programm!

Braune Fäden ziehen sich bis heute durch die Geschichte Österreichs.
Antifaschistischer Widerstand ist auch jetzt noch notwendig! 

Gedanken sind im “Gedanken”jahr zu wenig, Taten sind gefragt.

Sonntag, 8. Mai in Wien

Demonstration gegen das
rechtsextreme Heldengedenken,
18Uhr, Oper, Wien

im Mai, Wien

Mittwoch, 4. Mai
Diskussion:
“Kriegsende und Kapitulation:
Warum Nazis trauern”
SLP Wien-Nordost 
(siehe Seite 6)

Freitag, 6. Mai
Diskussion:
“Von der Entnazifizierung zum
rabiaten Antikommunismus”
SLP Wien-Süd (siehe Seite 6)

Freitag, 20. Mai
Diskussion:
“Trotzkistischer Widerstand 
gegen das Naziregime”
SLP Wien-Nordwest (s. S. 6)

Dienstag, 24. Mai
Diskussion: “Braune Flecken
der Nachkriegsgeschichte”
SLP Wien-Mitte (siehe Seite 6)

T E R M I N E

Nie W
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